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Einleitung

A. Krise der Rechtsfigur „notwendige Teilnahme“

Freudenthal eröffnet seine Monographie „Die nothwendige Theilnahme am
Verbrechen“ im Jahr 1901 mit der Klage, dass die Problematik der notwendigen
Teilnahme keine genügende Beachtung oder Erwägung gefunden habe.1 An diesem
Zustand hat sich imweiteren Verlauf und sogar bis in die Gegenwart wenig geändert.
Gropp beschreibt im Jahr 1992 den unbefriedigenden Zustand der Untersuchung zur
„notwendigen Teilnahme“ mit der ziemlich bildlichen Metapher, dass die Proble-
matik der „notwendigen Teilnahme“ ein „Stiefkind“ der Strafrechtsdogmatik ge-
blieben sei und ihre nähere Herausarbeitung als unwürdig betrachtet werde.2 Sowada
beschwert sich darüber, dass eine minutiöse Suche nach dem Grund der Straflo-
sigkeit der „notwendigen Teilnahme“ als „akademisches Glasperlenspiel“ belächelt
und ignoriert werde.3 Gropp und Sowada plädieren dafür, die „notwendige Teil-
nahme“ aus ihrem „Schattendasein“ herauszuführen.4Aber nach dem jetzigen status
quo führt diese Problematik immer noch ein Schattendasein, die Situation hat sich
sogar noch verschlimmert. Denn während Freudenthal zufolge die zeitgenössischen
Autoren in Lehrbüchern und Kommentaren des Strafrechts bezüglich der notwen-
digen Teilnahme zumindest noch betonen, „so schwierig sie theoretisch zu fassen
[sei], so bedeutsam [möge] sie zum Theil für die Praxis sein“,5 wird heute die
Problematik der notwendigen Teilnahme als solche in zunehmendem Maße um-
fassend bestritten.

Zum einen richtet sich der Einwand gegen die dogmatische Bedeutung der
Rechtsfigur „notwendige Teilnahme“. Roxin stellt ausdrücklich dar, dass der Begriff
der notwendigen Teilnahme lediglich aus traditionellen Gründen beibehalten werde
und ihm kaum Bedeutung zukomme, weil die rechtliche Behandlung des Großteils
der einschlägigen Konstellationen nicht aus der notwendigen Beteiligung abzuleiten
sei.6 Diese Ansicht findet weitgehend Anklang in der Literatur, sodass „notwendige
Teilnahme“ oft durch das Präfix „sog.“ modifiziert wird.7 Bei Puppe wird unter dem

1 Freudenthal, Theilnahme, S. 2.
2 Gropp, Sonderbeteiligung, S. 2 f.
3 Sowada, Teilnahme, S. 14.
4 Sowada, Teilnahme, S. 14; Gropp, Sonderbeteiligung, S. 3.
5 Freudenthal, Theilnahme, S. 2.
6 Roxin, AT II, § 26, Rn. 43.
7 Puppe, in: NK, § 29, Rn. 86; Jakobs, AT II, § 24, Rn. 7 ff.



Titel „notwendige Teilnahme“ lediglich der Fall behandelt, dass der Teilnehmer
selbst der Träger des geschützten Rechtsguts ist.8 Außerdem weist der Vorwurf
darauf hin, dass der Begriff der notwendigen Teilnahme die meisten der mit ihr
verbundenen Probleme eher verdeckt.9 Denn die rechtliche Behandlung der ein-
schlägigen Konstellationen ist entweder aus dem Strafgrund der Teilnahme10 oder
der Auslegung der einzelnen Tatbestände11 abzuleiten, und in allen diesen Fällen
stellt sich nicht die Frage der notwendigen Teilnahme als solche.

Zum anderen bleibt die Leistung der Untersuchung höchst unbefriedigend. Ob-
wohl nach wie vor „die Rechtslage zum Teil umstritten und in den Grundlagen noch
nicht geklärt“ ist,12 fehlen monographische Untersuchungen aus neuerer Zeit seit
1992; in jenem Jahr sind die Habilitation vonGropp und die Dissertation von Sowada
veröffentlicht worden. Die Darstellungen in strafrechtlichen Kommentaren und
Lehrebüchern beschränken sich grundsätzlich auf die Wiedergabe eher topischer
oder punktueller Ansätze. Die angebotenen Lösungswege sind geprägt vom her-
kömmlichen Verständnis des Verbrechensbegriffs und des Strafgrundes der Teil-
nahme, nämlich im Sinne einer Rechtsgutsverletzung und der gemischten Verur-
sachungstheorie. Weniger beachtet wird dabei jedoch, dass solche grundlegenden
Theorien hier nicht so stichhaltig oder leistungsfähig sind wie erwartet und es
dementsprechend den darauf beruhenden Lösungswegen bezüglich notwendiger
Teilnahme an Überzeugungskraft fehlt.

Zusammenfassend kann man sagen, dass der Rechtsfigur „notwendige Teilnah-
me“ eine doppelte Krise droht: nicht nur durch äußeren Widerstand, sondern auch
durch inneren Zerfall.

Die Frage, ob die Rechtsfigur „notwendige Teilnahme“ eine weitere Untersu-
chung lohnt oder ohne weiteres abgeschafft werden sollte, hängt von der ihr zu-
kommendenAufgabe ab, nämlich demAbstecken des Problembereiches. Fraglich ist
genauer, was eine „Definition“ der notwendigen Teilnahme leisten muss bzw. leisten
könnte. Wollte man die „notwendige Teilnahme“ als strenge begriffliche Be-
schreibung einer Deliktsstruktur verstehen, die zwingend den Schluss auf die
Straflosigkeit der Mitwirkenden rechtfertigt, so käme nur ein ziemlich enger An-
wendungsbereich für diese Rechtsfigur in Betracht. Wenn die allein auf die „Not-
wendigkeit“ bezogene Argumentation sich als kraftlos erweist, verliert die
Rechtsfigur notwendige Teilnahme alle dogmatischen Anknüpfungspunkte. Infol-
gedessen ergäbe die „notwendige Teilnahme“ als eine eigenständige Rechtsfigur
keinen Sinn undmüsste nichtmehr imAllgemeinen Teil des Strafrechts als Trivialität
erwähnt werden.

8 Puppe, in: NK, § 29, Rn. 86.
9 Roxin, AT II, § 26, Rn. 43; Otto, FS-Lange, S. 197.
10 Roxin, AT II, § 26, Rn. 43.
11 Schünemann, in: LK, Vor § 26, Rn. 25.
12 Lackner, Strafgesetzbuch, Vor § 25, Rn. 12.
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Hingegen kann eine rechtsfolgenorientierte Bestimmung des Problembereiches
wahrscheinlich neues Leben in diese ein „Schattensein“ fristende Problematik
bringen. Ist für die „notwendige Teilnahme“ nicht mehr die begrifflich-formale
Besonderheit des denknotwendigen Zusammenwirkens mehrerer Personen ent-
scheidend, sondern orientiert sich die Begriffsbestimmung an dem zu analysierenden
Strafbarkeitszweifel, der zu begründenden eventuellen Straflosigkeit, so gewinnt
diese Rechtsfigur nicht nur maßgebliche dogmatische Bedeutung, nämlich die, als
eine Herausforderung für das Akzessorietätsprinzips zur Reflexion der allgemeinen
Beteiligungslehre beizutragen, sondern gewinnt auch enorme praktische Bedeutung.
In einer modernen, durch Arbeitsteilung und Massengeschäftsverkehr geprägten
Wirtschaftsgesellschaft lebt fast niemand autark. Zur Erfüllung der meisten Be-
dürfnisse und zur Verwirklichung der meisten Pläne werden Leistungen Dritter in
Anspruch genommen. Diese gegenwärtige Lage stellt die gesamte Beteiligungslehre
vor eine heikle Herausforderung. Angesichts dieser Situation erscheinen nahezu alle
Delikte als Delikte mit notwendiger Mitwirkung, zumal im Bereich des Wirt-
schaftsstrafrechts. Nachfolgend wird der Versuch unternommen, die herkömmliche
Definition einer kritischen Überprüfung zu unterziehen und die rechtsfolgenorien-
tierte Annahme zu vertreten.

B. Abstecken des Problembereichs

I. Konvergenz- und Begegnungsdelikte

Unter „notwendiger Teilnahme“ versteht man gemeinhin die Erscheinung, dass
ein Straftatbestand zu seiner Erfüllung notwendigerweise das Zusammenwirken
mehrerer Personen erfordert. Die Unterscheidung zwischen Konvergenz- und Be-
gegnungsdelikten nach der Bewegungsrichtung der Beteiligten bildet das heute
einhellig anerkannte begriffliche Fundament für die Erörterung des Problemkreises
der „notwendigen Teilnahme“. Aber ob diese Unterscheidung ihre Aufgabe, nämlich
den Fragebereich präzise abzustecken, zu erfüllen vermag und inwiefern dies zur
Behandlung der notwendigen Teilnahme beizutragen vermag, bleibt zu erörtern.

Nach der Formulierung von Freudenthal sind bei der notwendigen Teilnahme
„Willensbesthätigungen mehrerer Personen“13 erforderlich und dementsprechend
bezieht sich „Begegnung“ eigentlich auf diese „verschiedene[n] Willensbesthäti-
gungen“, wie in einem Vertragsabschluss.14 Ersichtlich sind diese Definitionen stark
geprägt von der subjektiven Theorie, nach der dieWillensbestätigung der Beteiligten
eine entscheidende Rolle für die Zurechnung spielt. Terminologische Kontinuität in
der späteren Literatur bedeutet jedoch weder Anschluss an die originäre Bedeutung
noch Einmütigkeit über Definitionen. Infolge der später fast einhelligen Ablehnung

13 Freudenthal, Theilnahme, S. 1.
14 Freudenthal, Theilnahme, S. 3.
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